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Einleitung. 


Durch die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend den 
Schuß der infolge des Krieges an Wahrnehmung ihrer 
echte behinderten Perfonen, vom 4. Auguit 1914 
(RGBl. ©. 328) find die zu den Fahnen einberufenen 
Perſonen gegen die Nachteile geſchützt, die fich für fie 
auf dem Gebiete des Zivilprozefjes infolge ihrer Zeil- 
nahme am Kriege ergeben fünnen. In anhängigen 
Kechtsitreitigfeiten wird zu ihren Gunſten regelmäßig 
das Verfahren unterbrochen oder ausgejebt, eine Ver— 
jteigerung oder andermweite Verwertung der etwa bei 
ihnen gepfändeten Sachen findet nicht Statt, Die Zwangs— 
verjteigerung ihrer Grundftücde ijt verboten, und das 
Konkursverfahren über ihr Vermögen fann nur auf 
ihren eigenen Antrag eröffnet werden, Auf Ange- 
hörige immobiler Truppenteile findet das Geſetz aller: 
dings feine Anwendung. Durch befondere Berordnung 
vom 20. Sanuar 1916 (RGBl. ©. 47) ift indes be- 
jtimmt, daß auch fie, wenn fie infolge ihrer Zu: 
gehörigfeit zur bewaffneten Macht an der Wahr: 
nehmung ihrer Nechte behindert jind, die Ausſetzung 
des Verfahrens in anhängigen Prozeſſen beanfpruchen 
können. 

Der Schutz, den dieſe Vorſchriften gewähren, er— 
reicht ſein Ende, ſobald die militäriſche Verwendung 
des Kriegsteilnehmers aufhört. Sondervorſchriften, 
die den wegfallenden Schutz auf andere Weiſe erſetzten, 
waren zugunſten der aus dem Heeresdienſt entlaſſenen 
Militärperſonen bisher nicht ergangen. Vielmehr 
ſtanden den Kriegsteilnehmern, wenn es ſich darum 
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handelte, nach der Entlaffung ein unzeitiges Vorgehen 
der Gläubiger zu verhindern, lediglich die allgemeinen 
Nechtsbehelfe der Kriegsnotgefege zur Berfügung. 


Unter diefen Rechtsbehelfen ift in erſter Linie die 
Gefhäftsaufficht zur Abmwendung des Konkurſes von 
Bedeutung. Sie ſchützt den Schuldner vor der Ge— 
ſamtheit der Gläubiger. Nach der Bundesratsverord- 
nung vom 8. YAuguft 1914 (RGBl. ©. 363) kann 
die Anordnung der Gefchäftsauffiht bei dem Amts: 
gericht in gebührenfreiem Verfahren von jedem infolge 
des Krieges zahlungsunfähig gewordenen Schuldner 
erwirkt werden, wenn Ausficht bejteht, daß die Zah— 
lungsunfähigfeit nach Beendigung des Krieges behoben 
wird. Während der Dauer der Gefchäftsaufficht darf 
das Konkursverfahren über das Vermögen des 
Schuldners nicht eröffnet werden und find Arreite 
und Swangsvollitredungen gegen ihn im allgemeinen 
unzuläflig. Die Gefchäftsführung des Schuldners 
wird durch eine vom Gericht beitellte Aufjichtsperfon 
unterftüßt und überwacht, die gegen ihn Anſpruch 
auf angemefjene Vergütung und Erſatz ihrer Aus- 
lagen bat. Damit Kreditihädigungen vermieden 
werden, find öffentlihe Bekanntmachungen unterfagt. 


Daneben kommen die Borfchriften über Die ge— 
richtlihe Bewilligung von Zahlungsfriſten in Betracht. 


. 


Sie ermöglichen es, die Zahlungspfliht gegenüber - 


einem einzelnen Gläubiger durch richterliche Entſchei— 
dung hinauszufchieben, und gewinnen namentlih in 
ven Fällen Bedeutung, in denen der Schuldner ich 
den mit der Gefchäftsauffiht verbundenen Beſchrän— 
fungen feiner Bemwegungsfreiheit nicht unterwerfen, 
jondern die Zeitung feiner Gejchäfte in eigener Hand 
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behalten will. Den befonderen Intereffen der Kriegs: 
teilnehmer war jedoch durch dieſe Vorſchriften nicht 
ausreichend Rechnung getragen. Die in ihnen vor- 
gefehene, nur einmal zuläfiige Bewilligung einer 
Zahlungsfriſt von höchſtens drei Monaten fonnte Jelbit- 
verftändlich nicht genügen, um wirtſchaftliche Schädi- 
gungen, die auf jahrelanger Abweſenheit des Kriegs: 
teilnehmers3 beruhen, zu befeitigen oder zu mildern. 
Es fam hinzu, daß die Borfchriften die Bewilligung 
einer Zahlungsfriit nur für die aus der Zeit vor 
dem Kriege herrührenden Schulden zuließen, alfo 
gerade dann verfagten, wenn es jih um Schulden 
handelte, die während und infolge des Kiriegsdienftes 
entitanden waren. 

Hier jebt die Verordnung über die Bewilligung 
von Zahlungsfriiten an Kriegsteilnehmer ein. In— 
dem fie zu ihren Guniten die Bewilligung von 
Friſten in ermweitertem Umfang und zu wiederholten 
Malen zuläßt, trägt fie auf dem Gebiete der Nechts- 
pflege zur Löſung einer Aufgabe bei, die auch auf 
anderen Gebieten Maßnahmen des verfchiedeniten 
Inhalts veranlaft hat und noch erforderlih machen 
wird — der Aufgabe, die durch den Seeresdienit 
ihrer Erwerbstätigkeit entzogenen Perſonen auch nad) 
ihrer Entlafjung aus dem Seere vor dem Bufammen- 
bruch zu Shüten und ihnen den Wiederaufbau ihres 
im Dienite des Vaterlandes gejhädigten wirtfchaft- 
lichen Daſeins zu ermöglichen. 


Verordnung 
über die Bewilligung von Bahlungsfriften 
an SKriegsteilnehmer. 
Bom 8. Juni 1916 (RGBl. ©. 452). 





Der Bundesrat hat auf Grund des $ 3 des Ge- 
jebes über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirt: 
ſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguft 1914 
(REBL ©. 327) folgende Verordnung erlafjen:!, 2) 

1) Uber den Anlaß und die Ziele der Verordnung be: 
merft die amtliche Begründung: 

Die Vermögensverhältniffe zahlreicher Kriegsteilnehmer 
werden durch den Kriegsdienſt ſchwer in Mitleidenjchaft ge: 
zogen. Die zu den Fahnen Einberufenen find auf Jahre 
hinaus ihrer gewohnten Erwerbstätigkeit entfremdet. Mag 
auch häufig für fie die Möglichkeit beitehen, ihre Gefchäfte 
durch Vertreter betreiben zu lafjen, jo läßt fi) doch in 
vielen Fällen nicht vermeiden, daß infolge der Inanſpruch— 
nahme zum Kriegsdienit ein erheblider Rüdgang in der 
wirtichaftlihen Lage der Kriegsteilnehmer eintritt. Es ift 
notwendig, dieſe fchädigenden Wirkungen tunlihit zu 
mildern und auszugleichen. Auf dem Gebiete der Rechts: 
pflege muß zur Erreichung dieſes Zieles darauf Bedacht 


. 


genommen werden, die Kriegsteilnehmer gegen einen über ° 


ftürzten Zugriff ihrer Gläubiger, der ihren dauernden wirt: 
Thaftlihen Zufammenbruch herbeiführen könnte, zu ſchützen. 

Das Geſetz, betreffend den Schuß der infolge des 
Krieges an Wahrnehmung ihrer Rechte behinderten Per: 
fonen, vom 4. Auguft 1914 (RGBL. S. 328) und die zu 
feiner Ergänzung erlajjene Verordnung zum Schutze An: 


* 


r 
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gehöriger immobiler Truppenteile vom 20. Januar 1916 
(RGBl. S. AT) vermögen diefe Aufgabe nur zum Zeil zu 
erfüllen. Abgefehen davon, daß dieje Gefege von dem Ge— 
fihtspunfte der prozefjualen Behinderung, nit von dem 
der wirtjchaftlihen Bedrängnis des Kriegsteilnehmers aus: 
gehen und demgemäß ihre Fürjorge auf Maßnahmen pro: 
zejjualer Art befchränfen, hört ihr Schuß für den einzelnen 
Kriegsteilnehmer ganz auf, wenn feine Zugehörigkeit zur 
bewaffneten Macht ihr Ende erreicht hat. Nach diefem Zeit: 
punkt fünnen Prozejje gegen ihn von dem Gläubiger aufge: 
genommen ($ 4 Abf. 2 des Gef. vom 4. Auguſt 1914), Zwangs⸗ 
vollitrefungen fönnen wieder ohne Beichränfung gegen ihn 
betrieben und fortgejegt werden. Die in Geltung befind: 
lihen Borjchriften verfagen alſo gerade in dem Augen— 
bli, in dem eine Fürforge für den Kriegsteilnehmer be- 
fonder8 geboten ift. Mit den erforderlihen Schutzmaß— 
regeln kann nicht bis zur Beendigung des Krieges ge: 
wartet werden. Denn bereit3 jet mehren jich die Fälle, ,, 
das Soldaten, die nicht mehr dienftfähig find, in Die 
Heimat zurückkehren. 

Die Verordnung knüpft an die bewährte Einrichtung 
der richterlihen Zahlungsfriiten an und legt auch formell 
„die Vorſchriften der Verordnung über die gerichtliche Be: 
willigung von Zahlungsfriften (NGBL. 1915 S. 290) zu: 
grunde, Ste läßt zuguniten der Kriegsteilnehmer Zah: 
Iungsfriften in ermeitertem Umfange und von längerer 
» Dauer zu, als fie dort vorgejehen find, und trifft ferner 
Borjorge, daß eine Frijtbeftimmung mehrmals erfolgen fann. 

2) Auf Anfprühe aus SHypothefen, Grundjhulden 
und Rentenſchulden findet die Verordnung Feine An: 
wendung. Die für diefe Anſprüche in Betracht Fommen: 
den, zum Zeil erheblich weitergehenden RechtSerleichtes 
rungen find in der Verordnung über die Geltendmachung 

Bewilligung von Zahlungsfriften. 2 
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von Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden vom 
8. Zuni 1916 (RGBl. ©. 454) abſchließend und unabhängig 
von den fonitigen Zahlungsfriftverordnungen geregelt ($ 19 
Abi. 1 aad.). 

81. 


1) Auf Antrag eines Schuldners, der Kriegsteil- 
nehmer 2) ift oder geweſen ift, kann die Zahlungsfrift 
gemäß 88 1, 4 der Verordnung über die gerichtliche 
Bewilligung von Zahlungsfriften (Neich3-Gefeßbl.1915 
©. 290, 1916 ©. 451)?) bis zu ſechs Monaten 
beitimmt werden, wenn die wirtjchaftliche Lage des 
Schuldners durch die Teilnahme am Krieget) Jo 
weſentlich verfchletert ift, daß fein Fortfommen 
gefährdet erjcheint. 

Der Antrag it auch bei einer nach dem 
31. Juli 1914 entitandenen Geldforderung zuläflig, 
jofern die Forderung vor oder während der Zeil- 
nahme des Schuldners am Kriege entitanden ijt.5) 

Der Antrag darf nicht deshalb abgelehnt werden, 
weil anzunehmen ‚it, daß der Schuldner nach Ablauf 
der Friſt zur Befriedigung des Gläubiger außer 
Stande fein wird.) 

D Durch die Borihrift wird die Höchftdauer — 
richterlichen Zahlungsfriſt, die im allgemeinen drei 
Monate beträgt, auf ſechs Monate heraufgeſetzt und die 
Bewilligung der Friſt auch für ſolche Schulden zugelaſſen, 
die erſt nach dem 31. Juli 1914, aber vor oder während - 
der Teilnahme des Schuldnerd am Kriege entitanden find. 
Soweit diefe Rechtöerleichterungen über die Vergünſti— 
gungen der allgemeinen Bahlungsfriftverordnung (vgl. 
unten ©. 17) hinausgehen, find fie an die bejondere 
Vorausfegung gebunden, daß die wirtichaftlihe Lage des 
Schuldners durch die Teilnahme am Kriege jo mejentlich 
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verſchlechtert fit, daß fein Fortkommen gefährdet erjcheint. 


“ 


Wo es an diefer Borausjegung fehlt, bleibt die Frift- 
bejtimmung nur nad) Maßgabe der allgemeinen Ber: 
ordnung. zuläjfig. 

2) Db bei mobilen oder immobilen Truppenteilen, tit 
gleichgültig (val. $ 5). 

3) Soweit die Verordnung nichts Abmweichendes be- 
ftimmt, gelten die Vorſchriften der allgemeinen Verord— 
nung über die geridtlihe Bewilligung von Zahlungs: 
friften (vgl. unten ©. 17). 

4) Unter „Zeilnahme am Kriege” ift nicht nur der 
Frontdienft, fondern jede militärische Verwendung, über: 
haupt jedes Verhältnis zu verjtehen, das den Schuldner 
zum Kriegsteilnehmer im Sinne des $5 madt. Sp z. B. 
auch die Verwendung bei einem Grjagtruppenteil, einem 
Armierungsbataillon, beim Wachtdienft im Inlande, ins- 
bejondere bei der Bewachung von Gefangenenlagern, Brüden, 
Eiſenbahnen, beim Küjtenfchug, im Garnifondienfte, im 
Lazarettdienft. 

5) Entſtanden ift eine Forderung zu der Zeit, mo 
das Schuldverhältnis, dem fie entipringt, begründet wird. 


„ Sleihgültig ift der Zeitpunkt der Fälligkeit. Bei Miet- 


zinsanſprüchen 3. B. entjcheidet der Zeitpunkt des Der: 
tragſchluſſes, nicht die Fälligkeit der einzelnen Raten. 


6) Die Intereffen der Gläubiger find Durch Die 
allgemeinen Borjchriften der Verordnung über die gericht: 
lihe Bewilligung von Zahlungsfriiten gemahrt; nach) ihnen 
iſt die Beitimmung der Frift abzulehnen, wenn fie dem 
Gläubiger einen unverhältnismäßigen Nachteil bringt. 
Durch Auferlegung geeigneter Bedingungen fann das Ge- 
richt ferner verhindern, daß die Zahlungsfriſt von dem 
Schuldner dazu mißbraucht wird, um andere Gläubiger zum 

2* 
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Nachteile des durch die Friſt gebundenen Gläubigers zu be: 
vorzugen. So fann 3.3. die gegenüber einem Gläubiger 
beantragte Bewilligung einer Zahlungsfrift davon abhängig 
gemacht werden, daß der Schuldner auch noch gegenüber 
einem oder mehreren anderen Gläubigern eine Zahlung3- 
frift beantragt oder erwirft (Amtl. Begr.). 


8.2. 

Unter den im 8 1 Ab. 1 und 2 bezeichneten 
Borausfegungen!) kann die Einftellung der Zwangs— 
vollitredung (F 5 der Verordnung über die gerichtliche 
Bewilligung von Zahlungsfriften) für die Dauer von 
längſtens ſechs Monaten erfolgen; fie fann mehrfach) 
erfolgen und iſt auch zuläffig, wenn eine Zahlungs- 
friit bereit beſtimmt tft. 2) 

Die Vorſchrift des S 1 Abf. 3 ift entjprechend 
anzumenden. 


1) Die wirtichaftlihe Lage de Schuldners muß durch 


feine Teilnahme am Kriege fo mwejentlich verjchlechtert fein, 
daß fein Fortkommen gefährdet erfcheint, und die Forderung 
muß, wenn auch nad) dem 31. Juli 1914, vor oder während 
der Zeilnahme ded Schuldner am Kriege entitanden fein. 

2) Abweichung von $5 ZahlFrVO., wonach die Ein- 
ftelung nur einmal auf höchſtens drei Monate erfolgen 
fann und nad) vorgängiger Bewilligung einer Zahlungsfrift 


nicht mehr zuläjfig ift. Bon Bedeutung fit, daß nad $5 - 


ZahlFrVO. die Einjtellung ſchon angeordnet werden Tann, 
bevor die Zmangsvollitrefung begonnen hat. Der Schuldner 
ift infolgedeffen in der Lage, durch rechtzeitige Stellung 
und Erneuerung des Antrags die Zwangsvollſtreckung von 
vornherein für die Dauer der bewilligten Friſt Hintanzu- 
halten (Amtl. Begr.). Bgl. aud) S. 21 2. 4. 


+ 
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Ss 3. 

Auf Antrag des Gläubigers kann das Voll- 
ſtreckungsgericht die Einjtellung der Bollitredung ?) 
aufheben,3) wenn die Einftellung infolge nachträglicher 
mejentliher Veränderungen der Umſtände dem 
Gläubiger einen unverhältnismäßigen Nachteil bringen 
würde, insbefondere wenn die jpätere Befriedigung 
des Gläubiger durch andere Zwangsvollſtreckungen 
erheblich gefährdet wird, 

Die Gerihts- und Anmwaltsgebühren betragen 
zwei Zehnteile des Sabes des 8 8 des Gerichts- 
fojtengejeßes und des $ 9 der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte. Der Wert des Streitgegenitandes 
iſt von dem Gerichte nach freiem Ermeſſen, höchitens 
jedoch auf den zwanzigjten Zeil der Forderung feſt— 
zujeßen.?) 

1) Bei der längeren Dauer der Einjtellungsfrijten 
fönnen fih für den Gläubiger Nachteile daraus ergeben, 
daß die tatfächlichen Berhältnifje, die für die richterliche 
Entſcheidung maßgebend waren, nachträglich mejentliche 
Änderungen erfahren. Der Gläubiger fann 3. B. durd) 
feine Einberufung zum SHeeresdienfte, plößliche Vermögens: 
einbußen oder andere unvorhergejehene Umjtände in Die 
Notwendigkeit verjegt werden, zur Abwendung unverhältnig: 
mäßiger Nachteile den gejchuldeten Betrag fofort flüſſig 
zu machen. Nachteile für den Gläubiger können auch dadurd) 
entjtehen, daß feine ſpätere Befriedigung erheblich gefährdet 
wird; eine ſolche Gefährdung wird namentlich eintreten 
fönnen, wenn ihm, folange er durch die Einitellung ge: 
hindert ift, fih im Wege der Zwangsvollſtreckung eine 
Sicherung zu verjchaffen, andere Gläubiger mit Vollſtreckungs— 
maßregeln zuporzufommen juchen (Amtl. Begr.). 
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2) Nur die auf Grund des $ 2 angeordnete Einftellung 
der Zwangsvollſtreckung kann nachträglich aufgehoben werden. 
nicht auch die gemäß 81 durch das Prozekgericht oder 
Amtsgeriht erfolgte Bewilligung einer BZahlungsfrift. 
Unzuläffig ift auch die Aufhebung, wenn die Einftellung 
fich lediglich im Rahmen des $ 5 der allgemeinen ZahlFrVO. 
hielt, aljo erjtmalig bei einer vor dem 31. Suli 1914 ent- 
ftandenen Forderung für die Dauer von höchſtens drei 
Monaten erfolgte. 


3) Das Verfahren folgt den gleichen Grundjägen wie 
das Verfahren bei Anordnung der Einftelung. Die tat: 
ſächlichen Behauptungen, die den Antrag begründen, find 
glaubhaft zu machen. Bor der Entjcheidung wird das 
Geriht den Schuldner, auch ohne daß dies bejonders vor: 
gejcprieben ift, regelmäßig zu hören haben. Gegen die 
Entſcheidung findet nad $ 793 ZPO. fofortige Befchwerde 
ftatt (Amtl. Begr.). 

4) Die Vorſchriften entfpredhen dem $ 6 Abf. 3 Sa 2,3 
ZahlFrVO. Die Koften trägt der unterliegende Zeil; 86 
Abi. 3 Sag 1 SahlFrVO. greift hier nicht Pla. 


84. 

Die Verordnung über die Folgen der nicht recht— 
zeitigen Zahlung einer Geldforderung (Reichs: 
Geſetzbl. 1915 ©. 292, 1916 ©. 451)1) findet, 
wenn der Schuldner Kriegsteilnehmer iſt oder geweſen 
ift, auch bei den nach dem 31. Juli 1914 ent- 
Itandenen Geldforderungen Anwendung, fofern ſie 
vor oder während der Teilnahme des Schuldners am 
Kriege entjtanden find.?2) Die Vorſchrift des S 1 
Abs. 1 iſt entiprechend anzumenden. 

1) Unten ©. 24, 


3 


> 
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2) Die VerzFolgVO. ermöglicht es, Rechtsnachteile, 
die nach Geſetz oder Bertrag wegen der Nichtzahlung oder 
der nicht rechtzeitigen Zahlung einer vor dem 31. Juli 1914 
entitandenen Geldforderung eingetreten find oder eintreten 
(3. B. die Räumungspfliht wegen Nichtzahlung des Miet: 
zinfes), durch gerichtliche Anordnung zu befeitigen. Zugunften 
eines Schuldners, deſſen wirtſchaftliche Lage durch feine 
Teilnahme am Kriege ſo weſentlich verſchlechtert iſt, daß 
ſein Fortkommen gefährdet erſcheint, iſt dieſe Möglichkeit 
nunmehr auch bei den nach dem 31. Juli 1914 entſtandenen 
Geldforderungen eröffnet, ſofern ſie vor oder während der 
Teilnahme des Schuldners am Kriege entſtanden ſind. 


85. 

Kriegsteilnehmer im Sinne dieſer Verordnung 
find außer den im $ 2 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend 
den Schuß der infolge des Krieges an der Wahr: 
nehmung ihrer Rechte behinderten Perfonen, vom 
4. Auguſt 1914 (Reichs-Geſetzbl. ©. 328) bezeichneten 
Perfonen!) auch die Perſonen, die vermöge ihres 
Dienftverhältniffes, Amtes oder Berufs zu den im- 
mobilen Zeilen der Land» oder Seemacht gehören. * 3) 

1) Das find 

a) Verfonen, die vermöge ihres Dienjtverhältnifjes, 

Amtes oder Berufs zu den mobilen oder gegen den 
Feind verwendeten Teilen der Land- oder Seemacht 
oder zu der Bejagung einer armierten oder in der 
Armierung begriffenen Feitung gehören; 

b) Perfonen, die ſich dienſtlich aus Anlaß der Kriegs- 

führung des Reichs im Ausland aufhalten; 

c) Verfonen, die fich als Kriegsgefangene oder Geifeln 

in der Gewalt des Feindes befinden. , 
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2) Die Rechtserleichterungen der Verordnung fommen 
auch allen Angehörigen immobiler TZruppenteile zugute. Die 
Unterfheidung zwiſchen Angehörigen mobiler und immobiler 
Truppenteile, wie fie dem Gejege vom 4. Augujt 1914 
(RGBl. ©. 328) zugrunde liegt, fällt für ven Geltungsbereich 
der Verordnung weg. Sie entbehrt hier der inneren Bes 
rechtigung, da es für die Zwede der Verordnung nicht auf 
die Art und Weiſe der militärifchen Verwendung des 
Schuldners, jondern darauf ankommt, ob der Schuldner 
infolge diefer Verwendung wirtſchaftliche Nachteile erlitten 
bat (Amtl. Begr.). 

3) Auf Angehörige der Kriegsmacht befreundeter oder 
verbündeter Staaten findet die Verordnung feine An- 
wendung. Die durh Verordnung vom 22. Dfiober 1914 
(RGEBl. 1914 ©. 450, 1915 ©. 70) erfolgte Gleichſtellung 
der deutfchen und öfterreichiich-ungarifchen Kriegsmacht gilt 
nur für das FKriegsteilnehmer-Schuggejeg vom 4. Auguft 
1914 (RGBl. ©. 328). 

S 6. 


Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Ver— | 
fündung in Kraft. Der Reichskanzler bejtimmt den 
Zeitpunft des Außerfrafttretens. ') 


Berlin, den 8. Juni 1916. 

Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
Dr. Helfferich. 

1) Da die Schwierigkeiten, denen die Verordnung " 
fteuern will, insbefondere auch nad) Beendigung des Krieges 
zutage treten werden, kann damit gerechnet werben, daß 
die Verordnung noch längere Zeit nach dem Friedensſchluſſe 
in Kraft bleibt. 


Verordnung 

über die gerichtliche Bewilligung von 
Bahlungsfriften. 

An der durd) die Verordnung vom 8. Juni 1916 


geänderten Faflung. 
(RGEBl. 1915 S. 290, 1916 ©. 451.) 


— 


—A 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, die bei den 
ordentlichen Gerichten!) anhängig find oder anhängig 
werden, kann das Prozeßgericht auf Antrag?) des 
Bellagten eine mit der Verkündung des Urteils be: 
ginnende Zahlungsfriſt von längſtens drei Monaten 
in dem Urteil bejtimmen.?) Die Beitimmung ift zu: 
läjlig, wenn die Lage des Beklagten fie rechtfertigt, 
es ſei denn, daß die Zahlungsfrijt dem Kläger einen 
unverhältnismäßigen Nachteil bringt.) Sie kann für 
den Gefamtbetrag oder einen Zeilbetrag der Forderung 
erfolgen und von der Erfüllung bejtimmter Bedin: 
gungen abhängig gemacht werden. 

Der Antrag ift nur zuläfjig, wenn Gegenitand 
des NRechtsitreitS eine vor dem 31. Juli 1914 ent: 
ftandene Geldforderung ilt.5) Die Parteien haben 
die tatfächlichen Behauptungen glaubhaft zu machen.) 

Die Zahlungsfrit wirkt wie eine von dem Gläubiger 
bemilligte Stundung. Der Zinfenlauf wird durch die 
Beitimmung der Zahlungsfrift nicht berührt. 

1) ©. 5. bei den Amtsgerichten, Landgerichten und 
Dberlandesgerichten. Gewerbe: und Kaufmannögerichte 
fönnen feine Zahlungsfriften bewilligen. 
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2) Im Berfahren vor den Landgerihten und Ober: 
Iandesgerichten unterliegt der Antrag dem Anwaltszwange. 

3) Die Entſcheidung über die Zahlungsfrift unterliegt 
denjelben Rechtsmitteln wie das Urteil überhaupt. Aus: 
nahme: $ 3. 

4) Der Beflagte hat glaubhaft zu machen, daß feine 
Lage die Beitimmung der Zahlungsfrift rechtfertigt, der 
Kläger, daß die Friſt ihm einen unverhältnismäßigen 
Nachteil bringt. 

5) Bol. $ 1 KrLTeilnZahlFrVO. U. 5. 

6) 8 294 ZPO. Jedes Beweismittel mit Ausnahme der 
Eideszufhiebung iſt zuläffig (3. B. Beicheinigungen, Bud) 
auszüge, eidesftattliche Verficherungen). Auch der Antrag- 
jteller fann zur Verſicherung an Eides Statt zugelaffen 
werden. Eine Beweisaufnahme, die nicht fofort erfolgen 
kann, ilt unftatthaft. 

S 2. 

Im Mahnverfahren kann der Schuldner für eine 
Forderung, die er anerfennt, die Beltimmung einer 
Zahlungsfriſt beantragen,!) jolange der Vollitredungs- - 
befehl noch nicht verfügt 1jt;2) die Dauer der Frift 
it in dem Antrag zu bezeichnen. Abjchrift des An— 
trags iſt dem Gläubiger zuzuftellen. Erflärt er fi 
mit der Beltimmung der beantragten Frift einver- 
Itanden, fo ift in dem Vollitredungsbefehle die Voll: 
jtredung von dem Ablauf der Frift abhängig zu 
machen. Verweigert er die Zultimmung, jo gilt der 
Antrag des Schuldners als Widerſpruch gegen den 
Bahlungsbefehl.‘) 

Die Frift beginnt mit dem Tage, an dem der 
Bahlungsbefehl erlaſſen ift. 

1) Syriftlih oder zu Protofoll des Gerichtsſchreibers. 
Da das Gericht die Zahlungsfrift nicht nach eigenem Er— 
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meſſen feftjegt, jondern nur die vom Schuldner angejtrebte 
Stundungsvereinbarung vermittelt, beſtehen hier hinfichtlich 
der Entftehungszeit der Forderung ſowie hinſichtlich der 
Höchſtdauer der Friſt feine Schranken. 

2) 88 692, 694, 699 ZPO. Der Bollftreddungsbefehl 
wird auf Geſuch des Gläubigers nad) Ablauf einer Woche 
feit der Zuſtellung des Zahlungsbefehls verfügt, ſofern 
nit der Schuldner vor der Bollitredbarfeitserflärung 
Widerſpruch erhoben hat. 

3) D. 5. der Rechtsſtreit geht in das ordentliche Ver: 
fahren über ($$ 696, 697 ZPO.). Das Gericht entjcheidet 
nunmehr über dad Friſtgeſuch durch Urteil. Bei der 
Entſcheidung ift e8 an die Vorſchriften des $ 1 — gegebenen: 
fall3 in Verbindung mit 81KrTeilnZahlFrVO. — gebunden. 


S 3. 

Wird ein Anerfenntnisurteill nur wegen der 
Zahlungsfriſt angefochten, jo erfolgt die Anfechtung 
durch fofortige Beſchwerde.“7) 

1) Nicht, wie font, durch Berufung. Die fofortige 
Beichwerde ($ 577 ZPO.) ift nur zuläfftg, wenn der Betrag 
der Forderung die Summe von 50 M. überfteigt ($ 21 

„d. BD. zur Entlaftung der Gerichte vom 9. September 
1915/18. Mai 1916, REBl. 1915 ©. 562, 1916 ©. 393). 
2) Koften: $ 6 Abſ. 3. 


, Ss 4. 

Auf Antrag!) des Schuldners kann das Amts— 
gericht, bei dem der Bläubiger feinen allgemeinen 
Gerichtsftand hat,2) für eine Forderung, die der 
Schuldner anerfennt,’) eine Zahlungsfrijt bemwilligen. 
Die Entjcheidung, die ohne vorgängige mündliche 
Verhandlung ergehen kann, erfolgt durch Beſchluß. 
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Bor der Entfcheidung ift der Gläubiger zu hören. 
Der Antrag it abzulehnen, wenn die Forderung 
rechtshängig oder volljtredbar ijt.*) In dem Bejchluffe, 
durch den die Zahlungsfriit bewilligt wird, ift die 
Berpflihtung des Schuldners zur Zahlung der an- 
erfannten Forderung auszufprechen.5) Die Vorſchriften 
des 81 gelten entjprechend. 


Gegen den Beſchluß findet forortige Beſchwerde 
ſtatt.“) 

1) Der Antrag kann ſchriftlich oder zu Protokoll des 
Gerichtsſchreibers geſtellt werden. Die zur Glaubhaftmachung 
dienenden Unterlagen ſind zweckmäßig ſofort mit ein— 
zureichen. 

2) Regelmäßig das Amtsgericht, in deſſen Bezirk der 
Gläubiger feinen Wohnſitz hat ($$ 13 ff. ZPO.). 

3) Bei nur teilweiſem Anerfenntnis fann die Friit 
für den anerfannten Zeilbetrag bewilligt werden. 

4) Bei rechtshängigen Forderungen fteht der Weg des 
$ 1, bei vollſtreckbaren der des $5 offen. 

5) Auch ohne bejonderen Antrag des Släubigers. 
Nah Ablauf der Zahlungsfriit findet aus dem Beſchluſſe 
die Zwangsvollitrefung ſtatt ($ 794 Abi. 1 Nr. 3 ZRO.). 
Wird das Gefuh des Schuldners um Bewilligung der * 
Friſt abgelehnt, jo ijt der Ausſpruch der Zahlungspflicht 
nit zuläffig. 

6) Nur wenn die Forderung 50 M. überjteigt ($ Ale 
dv. BD. zur Entlaftung der Gerichte). 

7) Koſten des amtögerichtlichen und des Beſchwerde— 
verfahrens: S 6 Ab. 3. 

S 5. 


Das Vollitrefungsgeriht!) Tann die Vollſtreckung 
in das Vermögen des Schuldners auf deſſen Antrag?) 
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für die Dauer von längiteng drei Monaten einftellen.?) 

Die Einftelung ift auch vor dem Beginne der Voll: 
ſtreckung zuläfjig.*) Die Frift beginnt mit der Be— 
kanntmachung des Beichluffes an den Schuldner. Die 
Vorſchriften des S 1 Abſ. 1 Sat 2, 3, Abſ. 2 find ent: 
Iprehend anzuwenden. Vor der Entiheidung kann 
das Geriht eine vorläufige Anordnung erlafjen ; >) 
gegen eine vorläufige Anordnung findet fein Rechts— 
mittel ftatt. 

Zit eine Zahlungsfrift bereitänach den SS 1,2, 4 be- 
ſtimmt worden, fo findet 855 Abſ. 1 Feine Anwendung.‘ ') 

1) Bollitredungsgericht ift regelmäßig das Amtögericht, 
in defien Bezirk das Vollſtreckungsverfahren jtattfinden joll 
oder ftattgefunden hat ($ 764 Abi. 2 ZPO.). Soll die 
Bmwangsvollittefung allgemein, namentlich vor ihrem 
Beginn, eingeftellt werden, jo ift das Amtsgericht zuftändig, 
- bei dem der Schuldner feinen allgemeinen Gerichtäjtand hat. 

2) Für den Antrag bejteht fein Anwaltszwang. 

3) Die Aufhebung bereit erfolgter Vollſtreckungs— 
maßregeln iſt unzuläffig. — Gegen die Entſcheidung über 
den Einitellungsantrag findet ſofortige Bejchwerde jtatt 
($ 793 3PO.), und zwar — abweichend von den Fällen 
der 88 3 und 4 — ohne Rüdficht auf den Forderungsbetrag. 

4) Wird die Vollftrefung vor ihrem Beginn allgemein 
eingeftellt, jo find Vollſtreckungsmaßregeln während der 
Dauer der Friit unzuläffig Wer nah) Maßgabe der 
KrTeiln ZahlFrVO. Anſpruch auf eine mehrmalige Friitbe- 
ftimmung hat, wird daher zweckmäßig, wenn die erfte, ihm vom 
Prozeßgerichte ($ 1) oder vom Amtsgerichte ($ 4) bemilligte 
Bahlungsfrift nicht genügt, rechtzeitig vor ihrem Ablauf 
die Einftellung der Vollſtreckung beantragen, damit es nicht 
erst zu Bollitrefungsmaßnahmen kommt. Aus demfelben 
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Grunde wird er auch etwaige fpätere Einftellungsanträge 
Ihon vor dem Ende der jedesmal laufenden Einftellung3: 
frift zu Stellen haben. — Gegen eine Bollitrefungsmaßregel, 
die dem Einftellungäbefchluffe zumiderläuft, Tann Der 
Schuldner bei dem Vollſtreckungsgericht Erinnerung erheben 
($ 766 ZRDO.). 

5) 3. B. anordnen, daß die Zwangsvollſtreckung bis 
zur Entfcheidung über den Antrag einzustellen jei. Mit 
der Entiheidung über den Antrag verliert die einjtweilige 
Anordnung ihre Bedeutung. 

6) War die Zahlungsfrift nah 88 1 oder 4 ver: 
weigert, fo ift die Einftellung zuläffig Für Kriegs: 
teilnehmer ift die im Abf. 2 vorgefehene ——— durch 
82 KrLTeiln ZahlFrVO. beſeitigt. 

7) Koſten: 8 6 Abſ. 3. 


86. 

Wird ein Rechtsſtreit durch einen vor Gericht 
abgeſchloſſenen oder dem Gerichte mitgeteilten Vergleich 
erledigt, ſo werden die Gerichtsgebühren nur zur 
Hälfte erhoben; überſteigt der Streitgegenſtand nicht 
einhundert Mark, ſo werden Gerichtsgebühren nicht 
erhoben.!) 

Wird durch Endurteil über die Bewilligung einer 
Zahlungsfrift entſchieden oder in einem Vergleich 
eine Zahlungsfriit bewilligt, fo bleiben für die Be— 
vechnung der Gerichts: und Anwaltsgebühren die nur 
auf die Zahlungsfrift ich beziehenden Verhandlungen und 
Entſcheidungen außer Betradht.?) 

In den Fällen der 88 3, 4 und 5 können die 
Koften ganz oder teilmeife dem Schuldner auferlegt 
werden, auch wenn feinem Antrag jtattgegeben wird. 
Die Gericht3- und Anmwaltsgebühren betragen zwei 
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Sehnteile des Gates des 88 des Gerichtskoſten— 
gejeßes und des $ 9 der Gebührenordnung für Nechts- 
anwälte. Der Wert des Gtreitgegenitandes ijt von 
dem Gerichte nach freiem Ermeſſen, höchftens jedoch 
auf den zwanzigiten Zeil der Forderung feitzufegen. 2) 

1) Abi. 1 gilt für alle Rechtsſtreitigkeiten, auch für 
jolche, in denen eine Zahlungsfrift nicht in Betracht fommt. 
Mit den Gebührenfägen ermäßigt jich auch der entfprechende 
Pauſchſatz ($ 80b GKG.). 

2) D. h. die Gebühren werden jo berechnet, als ob 
die nur auf die Zahlungsfrift bezüglichen Verhandlungen 
und Entjheidungen nicht ergangen wären. 

3) Durd) die einmalige Gebühr wird das ganze Ver— 
fahren der Inſtanz abgegolten. Bei einer Forderung von 
400 M. betragen 3. B. die Gerichtsgebühren 20 Pf., die 
Anwaltsgebühren 1 M., bei einer Forderung von 1000 M. 
die Gerichtägebühren 50 Pf., die Anwaltsgebühren 1 M. 
Daneben werden Pauſchſätze und etwaige Auslagen erhoben. 


87. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Ver: 
fündung in Kraft. 


Verordnung 


über die Folgen der nicht rechtzeitigen 
Bahlung einer Geldforderung. 
In der durch die Verordnung vom 8. Quni 1916 
geänderten Faſſung. 
(RGBl. 1915 ©. 292, 1916 ©. 451.) 


s 1. 

In bürgerlichen NRechtsftreitigfeiten, Die bei den 
ordentlichen Gerichten!) anhängig ſind oder anhängig 
werden, kann das Prozeßgericht — unbejchadet der 
Befugnis, gemäß der Verordnung über die gericht: 
liche Bewilligung von Zahlungsfriften (Reichs-Geſetzbl. 
1915 ©. 290, 1916 S. 451) Zahlungsfriften zu be- 
willigen — auf Antrag des Schuldners im Urteil 
anordnen, daß Nechtsfolgen,?) die wegen der Nicht: 
zahlung oder der nicht rechtzeitigen Zahlung einer 
vor dem 31. Juli 1914 entjtandenen?) Geldforderung 
nad) Geſetz oder Vertrag eingetreten jind oder ein- 
treten (Verpflihtung zur Räumung megen Nichtzah- 
lung des Mietzinjes, Fälligfeit des Kapitals wegen 
Nichtzahlung von Zinjen uſw.), als nicht eingetreten 
gelten.) 

Die Anordnungen find unzuläffig, wenn die Necht3- 
folgen am 31. Juli 1914 bereit3 eingetreten waren. 

Die Vorſchriften des $ 1 Abſ. 1 Sab 2, 3, Abſ. 2 
Sat 25) ſowie die Vorfchriften des $S A und des 
Ss 6 Abf. 2, 38) der Verordnung über die gerichtliche 
Bewilligung von Zahlungsfriiten (Reichs-Geſetzbl. 
1915 ©. 290, 1916 ©. 451) gelten entjprechend, 





BD. üb. d. Folgen d. nicht rechtzeitigen Zahlung ein. Geldforderung. 25 


1) Vgl. A. 1 zu $1 ZahlFrVd. 

2) Berzugsfolgen jeder Art, 3. B. Berzugszinfen 
($ 288 BGB.), Schadenserfaganfprüche ($ 286 Abf. 1, $ 326 
BGB.), Verfall von Vertragsſtrafen ($ 339 BGB.), Fällig- 
feit der Reſtſchuld und Rücktrittsrecht des Verkäufers bei 
Abzahlungsgefchäften (SS 1, 4 Abſ. 2 des Gefetes, betr. die 
Abzahlungsgeihäfte, vom 16. Mai 1894, RGBl. ©. 450), 
Räumungspflidt des Mieters ($ 554 BGB.) — vor- 
ausgejegt, daß die Folgen deshalb eintreten, weil der 
Schuldner eine ihm obliegende Zahlung nicht oder nicht 
rechtzeitig geleiftet hat. 

3) Anders bei Kriegsteilnehmern:$4 KrTeilnZahlFrVO. 

4) Das Gericht kann fowohl bereitö eingetretene Rechts: 
nachteile bejeitigen als auch den Eintritt fünftiger Rechtsnach— 
teile verhindern. — Eine durd) die Anordnung verhinderte 
oder bejeitigte Rechtöfolge lebt nicht wieder auf. Dadurch 
wird nicht ausgejchlofjen, daß eine gleiche Nechtsfolge, z. B. 
die Räumungspflicht, fpäter auf Grund neuer Tatſachen 
(3. B. wegen Nichtzahlung jpäterer Mietraten) wieder eintritt. 

5) D. h. die Anordnung ift zuläffig, wenn Die Lage 
des Schuldners fie rechtfertigt, es fei denn, daß die An- 
> ordnung dem Bläubiger einen unverhältnismäßigen Nachteil 
bringt. Sie fann bedingt getroffen werden. Die tatjächlichen 
Behauptungen find glaubhaft zu machen. 

6) $ 6 Abſ. 1 ZahlFrVO. ift nicht zitiert, mweil er 
ohnehin für jeden Rechtsſtreit gilt. 


8.2. 

Die Koften des Prozeſſes können der obfiegenden 
Partei ganz oder teilweife auferlegt werden, wenn ſie 
auf Grund einer gemäß $ 1 getroffenen Anordnung 
obfiegt.!) 
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1) 3.8. wenn die an fich begründete Räumungsklage 
abgewiejen wird, weil das Gericht die ——— 


beſeitigt. 
83. 


Hat der Gläubiger für ſeine Forderung einen 
vollſtreckbaren Titel, ſo kann der Schuldner den An— 
trag, die Rechtsfolgen der Nichtzahlung oder der nicht 
rechtzeitigen Zahlung zu beſeitigen ($ 1), durch Ein— 
wendung gegen die Zuläſſigkeit der Vollſtreckungs— 
Haufel ($ 732 der Bivilprozekordnung) geltend 
machen.) Diefe Beitimmung findet feine Anmwen- 
dung, wenn bereit3 eine Anordnung nah $ 1 ge: 
troffen worden it. 

1) Der Antrag ijt bei dem Bericht zu ftellen, defjen 
Gerichtsſchreiber die Vollſtreckungsklauſel erteilt Hat ($ 732 
Abi. 1 3PO.). Er ift vor dem Beginne der Bollftredung 
zuläfftg. Die Entjcheidung fann ohne mündliche Verhandlung 
ergehen und erfolgt durch Beſchluß. Bor der Entſcheidung 
fann das Gericht eine einftweilige Anordnung erlafjen 


(8 732 Abſ. 2 ZRO.). 
Ss 4 


Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Ver- 
fündung in Kraft. ! 


Sachregiſter. 


(Die Ziffern bedeuten die Seitenzahlen.) 


Abzahlungsgejchäfte, Be: 
jeitigung von Verzugs— 
folgen 25. 

Amtsgericht, Bewilligung 
von BZahlungsfriiten 19. 

Anerkenntnis der Forde— 
er bei Zahlungsfriften 


Anerfenntnizurteil, Anfech: 
tung dur fofortige Be: 
ſchwerde 19. 

Anfangspunftder Zahlungs: 
frift u der Einjtellung3: 
frift 2 

— des Urteils über 
die Zahlungsfriſt 18; — 
des Beſchluſſes des Amts— 
gerichts über die Zah— 
lungsfriſt 20 ; — des Ein— 
ftellungsbeichluffes des 
Vollſtreckungsgerichts 21; 
— der Aufhebung des 

> Ginftelungsbeichlufjes 14. 
Anhörung des Gläubigers 
vor der Friftbeftimmung 
20; — des Schuldners 
vor der Aufhebung des 
Einſtellungsbeſchluſſes 14. 

Anordnung, vorläufige, des 
Vollſtreckungsgerichts 21. 

Antrag des Schuldners auf 
Friſtgewährung 17, 19, 
20; — des Släubigerg 
auf Aufhebung der Ein: 
ftellung 13. 





Anwaltsgebühren im Ber: 
fahren über die Friſtbe— 
ftimmung 22. 

Anwaltszwang 18, 20, 21. 

Armierungsbataillon, 
Kriegsteilnehmerverhält- 
nis 11. 

Aufhebung des EinftellungS: 
beſchluſſes 135 — von 
Bolftredungsmapregeln 


Aust etzung des Verfahrens 5. 


Bedingung, Bewilligung der 
Zahlungsfrift unter einer 

Beginm der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung, Zuläſſigkeit der 
re Ihon vor B. 
12 


Feſtung 


Beſhhug des Amtsgerichts 
19; — des Vollſtreckungs— 
gerichts 13, 20. 

Beſchwerde, Sof. gegen An: 
erfenntnisurteil 19; 
gegen Die Catſcheidung 
des Amtsgerichts über die 
Zahlungsfriſt 205 — 
gegen die Entſcheidungen 
EN 

Befeitigung der Verzugs⸗ 
folgen 24. 


Bejatung einer 


23 


Beweislaſt bei dem Antrag 
auf Zahlungzfriit 18. 
Beweismittel für den Ans 
trag auf Zahlungsfriſt 18. 
Bewilligung der Zahlungs: 
frift durch das Prozeß— 
gericht 17; — im Mahn: 
verfahren 18; — durch 

das Amtsgericht 19. 


Daner der BZahlungsfrift 
für Sriegsteilnehmer 10; 
— im allgemeinen 17. 

Dienftverhältnis, militäri- 
ſches 11, 15. 


Eidesitattliche Verficherung 
als Mittel der Glaubhaft- 
machung 18. 

Einſtellung der Zwangs— 
vollſtreckung 12, 20; — 
Zuläffigfeit der E. vor 
Beginn der Bollitredung 
12, 21; — mebhrmalige ©. 
12 


Einftellungsantrag 20. 
Entjtehung der Forderung, 
maßgebender Zeitpunft 11. 
Erledigung des Rechtsſtreits 
durch Vergleich oder An: 
erfenntnisurteil, Kojten 22. 
Ermäßigung der Gerichts— 
gebühren 22. 
Erjattruppenteil 11, 15. 


Fälligkeit des Kapitals 
wegen Nichtzahlung von 
Zinſen 24. 

Feind, gegen den F. ver— 
nn Kriegsteilnehmer 
1:15, 
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Feſtung, Beſatzung 15. 

Folgen der nicht rechtzeitigen 
Zahlung einer Geldforde— 
rung 24. 

Forderung, Zeitpunkt der 
Entſtehung der F. 10, 17. 

a ewilligung |. Zahlungs: 
riſt. 


Garniſondienſt, Kriegsteil- 
nehmerverhältnis 11, 15. 
Gebühren des Gerichts und 
Anwalts bei Vergleich und 
Friſtbewilligung 22; — 
bei Aufhebung des Ein— 
ſtellungsbeſchlüſſes 13. 
Gefangenenbewachung, 
Kriegsteilnehmerverhält— 
nis 11, 15. 
Gefährdung 
mens 10, 12. 
Geldforderung, Zahlungs— 
friſt für ©. 17; — nicht 
rechtzeitige Zahlung einer 
G. 24; — Entſtehung der 
G. 10, 18 


Gerichte, ordentliche 17. 
Gerichtsfojten |. Gebühren. 


des Fortkom— 


Geſchäftsaufſicht zur Ab- 


wendung des Konkurs: 
verfahrens 6. 
Gewerbegerichte 17. 
Glaubhaftmachung 18. 
Gläubiger im Falle der 
Zahlungsfrift 11, 175, — 
Anhörung 20; — Antrag 
des G. auf Aufhebung des 
Einjtellungsbefchlufjes 13. 


Grundſchuld 9. 
Hypothek 9. 


S 


* 


J 


Sachregiſter. 29. 


— Kriegsteilnehmer 


Kaufmannsgerichte 17. 
Kläger ſ. Gläubiger. 
Koſten ſ. Gebühren. 

— a 14.199, 


Krankenpfleger als Kriegs: 
teilnehmer 11, 
Kriegsteilnehmer, Bemilli- 
gung von Zahlungsfriſten 
an K. 8, 10 
— Begriff des K. uud 
der Teilnahme am Kriege 


’ 


Lage, wirtschaftliche, Recht: 
fertigung der Zahlung3: 
frift 10, 17. 

Landſturm, Kriegsteilneh— 
merverhältnis 11, 16. 

Lazarettdienſt, Kriegsteil— 
nehmerverhältnis 11, 16. 


Mahnverfahren, Zrijtbemil: 
figung im M. 18. 

Mehrmalige Einftellung der 
Bollftrefung 12. 

Miete, Aufhebung der Räu— 
mungspflicht 24. 

Militärperjonen ſ. Kriegs: 
teilnehmer. 

Mobile Truppenteile 15. 


Nachteil, unverhältnismäßi- 
ger des Gläubiger 17; 
— Bemeislaft 18. 

et Folgen der N. 





Ordentliche Gerichte 17, 24. 
Oſterreichiſch-⸗ungariſche 
Kriegsteilnehmer 16. 


—— Ermäßigung des 


Prozehgericht en 
rung durd das P. 

Prozeßkoſten |. ——— 
bühren, Ermäßigung, Ge— 


bühren, Koſtenentſchei⸗ 
dung. 
Räumungspflicht, Beſeiti— 


gung der R. 24. 
Rechtsanwalt ſ. Anwalts— 

zwang, Anwaltsgebühren. 
Rechtsfolge ſ. Verzugsfolge. 


Rechtshängigkeit, Unzuläſ— 
ſigkeit des amtsgericht— 
lichen Zahlungsfriſtver— 


fahrens bei R. 20. 
Rechtsmittel bei Entſchei— 
dung über Zahlungsfriſt— 
gejuche 18, 20; — bei Ein: 
jtellung der Vollſtreckung 
21; — bei Aufhebung der 
Ginftellung 14. 


Schadenserſatzanſprüche, 
Beſeitigung von S. 25. 
Schuldner, Antrag des S. 
Friſtbewilligung 17, 
—— vollſtreckbarer, 
Einſtellung der Zwangs— 
vollſtreckung 20 ;— Beſeiti⸗ 
gung von Berzugsfolgen 

bei vollitr. Sch. 26. 
Streitwert 23. 
Stundung j. Zahlungsfriit. 
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Teilnahme am Kriege 11. 

Titel ſ. Schuldtitel. 

Truppenteil |. mobil, im: 
mobil. 


Unverhältnismäßiger Nach— 
teil ſ. Nachteil. 


Unterbrechung des Ber: 
fahrens 5. 
Urteil, Beſtimmung Der 


Zahlungsfrift im U. 17; 
— Befeitigung von Ber: 
zugsfolgen im U. 24; — 
eh ale gegen das u. 


Berhätiig der KrTeilnZahl 
FrVO. zu der allgemeinen 
ZahlFrVO. 10, 11. 

Vertragsſtrafe, Befeitigung 
der B. 25. 

Verzugsfolgen, Bejeitigung 
durch das Gericht 24. 

Vollſtreckung |. Zwangs— 
vollſtreckung. 

Zah⸗ 


Vollſtreckungsbefehl, 
Vollſtreckungsgericht 21. 


Vergleich, Koftenermäßigung 
bei 9.22, 


lungsfrift im V. 18. 








Sachregiſter. 


Wiederholung der Ein— 
ſtellung 12. 

Wirkung der Zahlungsfriſt 
17; — der Beſeitigung 
von Verzugsfolgen 25. 

Zahlung3befehl j. Mahn: 
verfahren. 

Zahlungsfrift, gerichtliche, 
Borausjegungen 17, ins: 
befondere bei Kriegsteil- 
nehmern 10; — Bewilli: 
gung im Prozeß 17, im 
Mahnverfahren 18, im 
amtsgerichtlichen Verfah⸗ 
ren 19; — Wirkung der 
SW 

Zinſenlauf bei Bewilligung 
einer Zahlungsfrift 17. 

Zujtändigfeit des Gerichts 
bei en einer 
Zahlungsfriſt 17, 19; 
bei der Befeitigung "von 


Berzugsfolgen 24; — bei 
der Einitellung der 
Zwangsvollſtreckung 20. 

Zwangsvollſtreckung, Ein- 
ftelung der 3 


Miederauffebung de der Sin. | 


ftellung 13; Bejeitigung 
— Verzugsfolgen in der 


Drud von Gebhardt, Jahn & Landt G. m. 6. H., Berlin-Schöneberg. 
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erlag von Franz Vahlen in Berlin W % 


Die Rechtsverhältniſſe 
Der Vermißten 


nebft der Bundesratsperordnung über die 
Todeserklärung Kriegsverſchollener. 
Dom 18. April 1916. 
Bon 
Dr. jur. Walter Schmidt, 
1916. Steif broſchiert 80 Pf. 








In dieſer beachtenswerten Schrift werden in leichtver- 
ftändlicher Weije alle die praftiihen Fragen beantwortet, 
welche jich denjenigen, die zu einem Kriegsvermißten in 
irgendwelchen Rechtsbeziehungen jtehen, aufdrängen. Was 
erhalten die Angehörigen eines Vermißten von den Militär: 
und Zivilbehörden? Können ihnen bereits Hinterbliebenen: 
bezüge gewährt werden und welche Ansprüche haben fie 
auf Grund der Sozialverfiherung? Auch die Frage, an 
der jeder Gläubiger eines Vermißten und jeder, der als 
Erbe oder aus einem Lebensverficherungsvertrage Forde— 
rungen erheben zu fünnen glaubt, ein lebhaftes Interefje 
bat, warın der Bermißte rechtlich) wie ein Toter zu be- 
handeln ift, wird eingehend erörtert. Eine furze gemein: 
verjtändlihe Darjtellung des Verfahrens zum Zwecke der 
Zodeserkflärung jowie ihrer Borausfegungen und Wirkungen 
unterrichtet Schnell über die beim Vermißtſein von Kriegs: 
teilnehmern zu ergreifenden Maßnahmen. Über Einzel- 
fragen lafjen die Begründung der Bundesratöverordnung 
fowie die den einzelnen Borjchriften beigefügten Anmerkun— 


| gen das Nähere erfennen. | 











| Witstärhinterbliehenengefe 3 


Som 17. Mai 1907. 
Grläutert von 


Dr. Th. von Olshauſen, 


Regierungsrat und Mitglied des NReichSverficherungsamts, 
Referent im Verforgungs= und Juſtiz-Departement Des * 
Kol. Preuß. Kriegsminiſteriums. 


⸗ 
—2 





Mit Anhang: Beamtenhinterbliebenenverſorgung. 
1915. Gebunden 3 M. 





Der als juriſtiſcher Schriftfteller mwohlbefannte und 
auf dem Gebiete der Sozialverfiherung praktiſch erfahrene 
Berfafjer hat in leichtverftändlicher Sprache eine Erläute: 
rung des Geſetzes gegeben, die an maßgebenden Stellen 
vollite Anerkennung gefunden bat. Das Buch tft un: 
entbehrlich insbeſondere für diejenigen Stellen, die ſich 
die Fürforge der Kriegerwitwen und -mwaifen zur Auf: 
gabe gemacht haben. Wander ift ein Opfer des Krieges 
geworden, ohne dem eldheere angehört zu haben, Die 
wichtigen Fragen, unter welchen Vorausſetzungen auch 
feine Sinterbliebenen eine Verſorgung erhalten können 
und wann bedürffigen Eltern, die in dem Sohn zugleich 
ihren Ernährer verloren haben, Zuwendungen gewährt 
werden, ſind eingehend behandelt. 

Landgerichtsrat Dr. Sontag bezeichnet diefe Aus- 
gabe des Militärhinterbliebenengejeges in der Schleſiſchen 
Zeitung vom 18. April 1916 

al3 einen hervorragend brauchbaren Kommentar; 
die jahrelange Mitherausgabe des „Jahrbuchs des Deutjchen 
Rechtes” und die dadurd gegebene Beherrihung des ge: 
famten bürgerlichen Rechtes durch v. Olshauſen jei auch 
der Kommentierung dieſes fpröden Stoffes zuiftatten 
gefommen. 
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Ehen Sefhlechtstenntheten 


und Arbeiterverſicherung. 


Von 


Dr. jur. et med. h. c. Kaufmann, 
Präſident des Reichsverficherungsamts. 


1916. Geheftet 2 M. 
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Norddeutſche Allgemeine Zeitung: „... Die Schrift 
itt in hohem Maße geeignet, dem neuen, für die nationale 
Wohlfahrt bedeutfamen Unternehmen die Wege zu ebnen. 
Sie ijt ein im beften Sinne wirkſames Aufflärungsmittel 
und verdient weite Berbreitung.“ 


Boffifche Zeitung: „. . . Den mweitausichauenden und 
mit warmem Pathos vorgetragenen Ausführungen iſt in 
allen Kreiſen des Volkes eine weite Verbreitung zu wünschen.” 








Soziale Fürforge 
Fand deutſcher Siegeswille. 


Von 
Dr. Dr. Paul Kaufmann, 
Präſident des Reichsverſicherungsamts. 
zwanzigſter Abdruck. 
1916. Geheftet 50 Pf. 


\ Partiepreiſe geringer. 
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— betreffend die Unterſtütung Hl 
Familien in den Dienk eingetreten" 
Mannſchaften. | 


Vom 28. Februar 1888 Ä ii) 
in jeiner Neufaſſung vom 4. Uuguft 1914) hi 



















nebjt den reichsrechtlichen Abänderungen, den preußiſ 
bayerifchen, württembergifchen und badischen Ausführug 
beftimmungen und den Bundesratsverordnungen betrefüh 

Wochenhilfe während des Krieges. 


Mit Erläuterungen 
von 


Arthur Liebrecht, Magiftratsrat in Berlin. # Ki 
Dritte vermehrte Auflage. 
1916. Gebunden 4,80 M. 





Die dur die lange Dauer des Krieges nötig— 
wordene weitere, Ausgeftaltung des Kriegsunterſtützu 
wejens, insbefondere durch die neue Bundesratsverord 
vom 21. Januar 1916, hat die Veranſtaltung dieſer n 
Auflage mitbeftimmt. Dieſelbe berücjichtigt ſämtlich“ 
Erſcheinen der 2. Auflage ergangenen gejeglichen | 
ftimmungen und bietet fo den zur Arbeit auf dem Geii 
der Familtenunterftügung berufenen Kreifen ein mein 
liches Hilfsmittel. Kl 





— von Franz Vahlen in Berlin 


